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PERSPEKTIVEN DER MITBESTIMMUNG 
IN EUROPA

UNTERNEHMENSMITBESTIMMUNG  
ALS MERKMAL DER INDUSTRIELLEN 
BEZIEHUNGEN  

Die Unternehmensmitbestimmung, also die demokratische 
Wahl von Arbeitnehmervertreter_innen in den Aufsichtsrat, 
ist eine Erfolgsgeschichte. Sie ergänzt und verstärkt die 
positive Wirkung der betrieblichen Mitbestimmung, indem 
sie den Beschäftigten die Teilhabe an der Beratung und 
Kontrolle des Vorstandes bzw. der Geschäftsführung im 
Aufsichtsrat einräumt. Sie ermöglicht fernerhin die Kontrolle 
wirtschaftlicher Macht sowie eine gelebte Demokratie im 
Unternehmen und fördert die rechtliche und wirtschaftliche 
Gleichstellung der Arbeitnehmer_innen. Gleichzeitig ist sie 
eines der Hauptmerkmale der grundsätzlich auf Konsens 
und Kooperation ausgerichteten industriellen Beziehungen 
in Deutschland und – insbesondere bezogen auf ihre insge-
samt grundsätzlich positive ökonomische Wirkung1 – Gegen- 
stand weltweiten Interesses.

So äußerte sich beispielsweise noch Anfang 2014 der 
damalige christdemokratische Spitzenkandidat zur Europa-
wahl – und heutige Präsident der EU-Kommission – Jean 
Claude Juncker:

„Vor allem in der gegenwärtigen Krise, die weder von 
Europa noch von den europäischen Arbeitnehmern ausgelöst 
wurde, hat sich die Mitbestimmung bewährt. (…) Ich will 

die Mitbestimmung der Arbeitnehmer weiter vorantreiben. 
Denn diese bringt uns nicht nur sozial, sondern auch wirt- 
schaftlich weiter.“2

Ungeachtet dieser freundlichen Worte zählen jedoch leider 
insbesondere Entwicklungen aus Europa zu den größten 
Herausforderungen der Unternehmensmitbestimmung.3 Diese 
werden im Folgenden ausführlich dargestellt. Neben der 
Darstellung der Lücken im Schutzbereich der Unternehmens- 
mitbestimmung werden auch die Möglichkeiten diskutiert, 
wie diese geschlossen werden können. Vorab jedoch steht 
ein kurzer Überblick über die Unternehmensmitbestimmung 
in Europa.

UNTERNEHMENSMITBESTIMMUNG IN 
EUROPA FEST VERANKERT

Die Unternehmensmitbestimmung ist alles andere als ein 
Fremdkörper in Europa. Immerhin 19 von 31 Mitgliedstaaten 
des Europäischen Wirtschaftsraums kennen die gesetzlich 
verankerte Partizipation von Arbeitnehmervertreter_innen 
im Aufsichts- oder Verwaltungsrat von Unternehmen (siehe 
Grafik 1).

Erst 2013 wurde in Frankreich die Unternehmensmitbe-
stimmung – über staatliche und vormals staatliche Unter- 
nehmen hinaus – auch im privatwirtschaftlichen Bereich 
eingeführt.4  

Das Modell der Arbeitnehmerbeteiligung ist auch im 
europäischen Gesellschaftsrecht verankert; in der EU-Gesetz- 
gebung zur Europäischen Aktiengesellschaft (SE), zur Euro-
päischen Genossenschaft (SCE) und zur grenzüberschrei-
tenden Verschmelzung. Sie ist im europäischen Primärrecht 
als Schutzziel im Bereich der Sozialpolitik anerkannt (Art. 151, 
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mung ermöglicht die Kontrolle wirtschaftlicher 
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Art. 153 Abs. 1 f des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV)). Gleichwohl sind die Recht- 
setzungen der EU-Kommission und die Auswirkungen der 
Rechtsprechung des EuGH auch eine stetige Herausforderung 
für die Unternehmensmitbestimmung, was sich insbesondere 
auf den Fokus der EU-Kommission auf Erleichterung der 
Niederlassungsfreiheit von Unternehmen und deren grenz-
überschreitender Mobilität5 sowie ihre klare Orientierung am 
angelsächsischen Modell der Corporate Governance gründet. 

LÜCKEN IM SCHUTZBEREICH DER 
UNTERNEHMENSMITBESTIMMUNG

(a) Vermeidung von Unternehmensmitbestimmung 
mit Hilfe sogenannter Scheinauslandsgesellschaften
 
Abgesichert durch die Rechtsprechung des EuGH zur Nieder- 
lassungsfreiheit können Unternehmen mit einer Rechtsform 
aus einem anderen EU-Mitgliedsstaat (beispielsweise mit der 
britischen Limited oder der niederländischen B.V.) mittler- 
weile in Deutschland operativ tätig sein. 

Weil sich die Arbeitnehmer_innenbeteiligung im Aufsichts- 
rat an den Regelungen am Satzungssitz6 festmacht, droht 
so in Deutschland ein allmählicher Ausverkauf der Mitbe- 
stimmung. Eine Limited mit einem Satzungssitz in London 
und einem Verwaltungssitz in Düsseldorf ist vom Mitbe-
stimmungsgesetz nicht erfasst. 

Einer aktuellen Studie der Hans-Böckler-Stiftung zufolge 
lag die Zahl der sogenannten Scheinauslandsgesellschaften 
in mitbestimmungsrelevanter Größe (mit mehr als 500 Be- 
schäftigten) im Juni 2014 bei 94 Unternehmen, mit stark 
wachsender Tendenz.7  

Der DGB fordert den Gesetzgeber daher konsequenter-
weise auf, die Unternehmensmitbestimmung auf Unternehmen 

ausländischer Rechtsform mit Verwaltungssitz in Deutsch- 
land auszudehnen.8 Manfred Weiss und Achim Seifert haben 
gezeigt, dass ein Mitbestimmungserstreckungsgesetz unter 
der Beachtung bestimmter Anforderungen mit der euro- 
päischen Niederlassungsfreiheit vereinbar ist.9 

(b) Vermeidung der Mitbestimmung mit Hilfe der  
Europäischen Aktiengesellschaft

Ausgangslage für die Vermeidung der Mitbestimmung sind 
Verhandlungen zur Mitbestimmung in der SE. Wenn die 
Verhandlungen scheitern, gilt eine Auffanglösung, die sich 
tendenziell am weitestgehenden Mitbestimmungsniveau 
vor dem Beginn der Verhandlungen orientiert. Diese Betrach- 
tung ist jedoch rein statisch und berücksichtigt nicht das 
mögliche Anwachsen der Anzahl der Beschäftigten. Dadurch 
eröffnet sich die Möglichkeit des sogenannten Einfrierens 
eines Zustandes ohne oder mit wenig Mitbestimmung. Denn 
wenn beim Zeitpunkt der Verhandlungen keine Unterneh- 
mensmitbestimmung existierte, kann diese durch die Auf-
fangregelung auch nicht geschützt werden. 

In der Praxis gewerkschaftlicher Unternehmensbetreuung 
steht außer Zweifel, dass ein Grund für die Attraktivität der 
SE in der Möglichkeit des Einfrierens liegt. Viele – teilweise 
unverhohlene – Ratschläge aus Anwaltskanzleien oder Unter-
nehmensberatungen lassen darauf schließen, dass die SE 
gezielt als juristisches Vehikel zur Vermeidung von Mitbestim-
mung angeboten wird. 

Auf der Grundlage der SE-Statistik der Hans-Böckler- 
Stiftung10 kann gezeigt werden, dass die Anzahl der SEs 
mit Sitz in Deutschland, die nicht über einen mitbestimmten 
Aufsichtsrat verfügen, im Zeitraum von November 2010 bis 
Juli 2015 um 160,7 Prozent gestiegen ist. Im Gegensatz 
dazu ist die Anzahl von SEs mit paritätisch-mitbestimmtem 
Aufsichtsrat mit 27,3 Prozent deutlich unterdurchschnittlich 

Grafik 1 
Unternehmensmitbestimmung in den 31 Mitgliedstaaten des Europäischen Wirtschaftsraums
Aline Conchon, Norbert Kluge und Michael Stollt – European Trade Union Institute (Juli 2013 Update)

Quelle:	European Trade Union Institute 2013.
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angestiegen (siehe Grafik 2). Auch wenn diese Zahlen keine 
kausale Beweisführung erlauben, so zeigt sich doch, dass 
die Rechtsform der SE – obgleich eigentlich für Großunter- 
nehmen konstruiert – mit zunehmender Tendenz von Unter- 
nehmen genutzt wird, die vor dem Rechtsformwechsel über 
keinen Aufsichtsrat verfügten. 

Aus dieser Entwicklung erwächst die Gefahr, dass die 
Unternehmensmitbestimmung sukzessive auf die derzeitig 
mitbestimmten Unternehmen beschränkt bleibt, während 
sich neue und wachsende Unternehmen der Mitbestimmung 
entziehen können. Der DGB hat sich daher dafür ausgespro- 
chen, dass ein Anwachsen der Arbeitnehmer_innenzahlen 
in einer SE über entsprechende Schwellenwerte hinaus 
zwingend zu einem Anspruch auf Neuverhandlungen der 
Mitbestimmung führt und dass die Auffangregelungen diese 
Veränderung berücksichtigen.11 

Außerdem muss die Europäische Politik dafür Sorge tra- 
gen, dass bestehende Vermeidungsmöglichkeiten nicht durch 
zukünftige Rechtsetzungen der EU-Kommission um weitere 
Schlupflöcher erweitert werden. Diese Gefahr bestand im 
Jahr 2011 durch den – letztlich gescheiterten – Vorschlag 
für eine Europäische Privatgesellschaft (SPE)12 und besteht 
derzeit insbesondere durch den aktuell (Stand: Januar 2016) 
im EU-Parlament beratenen Richtlinienvorschlag für eine 
Ein-Personen-Gesellschaft (Societas Unius Personae, SUP), 
dessen Umsetzung ein Risiko für die bewährten Standards 
im deutschen Gesellschaftsrecht und ein (weiterer) Freibrief 
für die Umgehung des Mitbestimmungsrechts wäre.13 

AUSBLICK: FORDERUNGEN DES DGB  
IM RAHMEN DER  
„OFFENSIVE MITBESTIMMUNG“

Im Jahr 2016 feiern wir das 65. Jubiläum der Montanmit-
bestimmung und den 40. Jahrestag des Mitbestimmungs-
gesetzes. Diese Jubiläen verdeutlichen die bewährte und 
gewachsene Praxis der Unternehmensmitbestimmung. Sie 

geben jedoch aus gewerkschaftlicher Sicht auch Anlass dazu, 
verstärkt darüber nachzudenken, an welchen Stellen ihre 
gesetzlichen Grundlagen an die heutigen Herausforderungen 
angepasst werden müssen.14  

Die Entscheidungsträger in der Politik sollten sich bewusst 
machen, dass ein langfristiger Erhalt und Ausbau der Unter- 
nehmensmitbestimmung nur dann möglich ist, wenn die 
vorhandenen Schlupflöcher zu ihrer Vermeidung schnell 
geschlossen werden. Mit den Worten des DGB Vorsitzen- 
den Reiner Hoffmann geht es darum, dass der „mitbestim- 
mungspolitische Stillstand in der Politik, sei es in Deutschland 
oder Europa, überwunden werden muss“.15 

Dazu gehört – wie oben gezeigt – sowohl eine Über- 
arbeitung der Regelungen zur Mitbestimmung bei der SE 
als auch eine Erstreckung der deutschen Mitbestimmungs-
gesetze auf Auslandsgesellschaften mit Verwaltungssitz in 
Deutschland. 

Sinnvoll wäre auch ein Mindeststandard der Unternehmens- 
mitbestimmung in Unternehmen europäischer Rechtsform, 
wie ihn der Europäische Gewerkschaftsbund fordert16. 

Der ordentliche SPD-Bundesparteitag vom 10. bis 12. De-
zember 2015 hat mit den nachfolgenden Formulierungen aus 
dem Beschluss „Die Arbeitswelt der Zukunft gestalten“ eine 
gute Ausgangsbasis für eine Weiterentwicklung der Unter- 
nehmensmitbestimmung im europäischen Kontext geschaffen: 
„Wir wollen das Erfolgsmodell Mitbestimmung daher auf 
europäischer und nationaler Ebene stärken und ausbauen. 
Dazu gehört auch, dass die Vereinbarkeit der deutschen 
Unternehmensmitbestimmung mit europäischem Recht 
anerkannt und nicht durch EU-weite Harmonisierungen 
gefährdet wird. (…) Da die Zahl der Unternehmen steigt, 
die in Deutschland arbeiten, aber über eine ausländische 
Rechtsform sich der Mitbestimmung entziehen, sollte das 
deutsche Mitbestimmungsrecht auch auf Unternehmen mit 
ausländischer Rechtsform und Sitz in Deutschland erstreckt 
werden.“17 

Diese Beschlussfassung gilt es nun in konkrete Politik 
umzusetzen. 

Grafik 2 
Europäische Aktiengesellschaften (SE) in Deutschland: Zunahme der registrierten SEs von 2010 bis 2015 in %

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung auf der Grundlage der SE-Statistik der Hans-Böckler-Stiftung. Die Angaben beziehen sich auf sog. „normale“ SEs 
(die operativ tätig sind und über Arbeitnehmer verfügen) mit einer dualistischen Unternehmensverfassung aus Vorstand und Aufsichtsrat.
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